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Stellungnahme zum „Gesetz zur verbesserten Nutzung von Gesundheitsdaten 
(Gesundheitsdatennutzungsgesetz – GDNG)“ 
 
Sehr geehrte Frau Dr. Brandes, 
sehr geehrter Herr Wagenblast, 

 
Das Gesetz ist sehr zu begrüßen, wobei wir hoffen, dass Probleme mit der DSGVO so gelöst 
werden können, dass ein Praktikabilität erhalten beleibt und wichtige Fragen gelöst werden 
können. 
 
Ob in dem Zusammenhang die Einschaltung des Strafrechts sinnvoll ist, halten wir für fraglich. 
Es dürfte schwierig sein, die angedeuteten Straftatsbestände so exakt zu definieren, dass kein 
nachgelagerter Interpretationsspielraum in der strafrechtlichen Beurteilung entsteht. Wer wird 
unter solchen Bedingungen eine effiziente Datennutzung betreiben wollen, falls die Frage der 
Strafbarkeit erst nachgelagert bewertet würde? Hier müssten sehr klare Straftattbestände 
ohne Interpretationsspielraum vorgesehen werden.  
 
Der Aufbau eines Datenzugangs- und Koordinierungsstelle für Gesundheitsdaten  ist sicherlich 
zu begrüßen, auch die Opt Out Regel für die Versicherten, so dass es eine hoffentlich breite 
und gute Datengrundlage sein wird. 
  
Den Aufbau einer zentralen Datenstelle begrüßen wir, da dort auch Beratung stattfinden soll 
und unterschiedliche Datenquellen zusammengeführt werden können.  
Nadelöhr dürfte, wie schon derzeit bei destatis die Personalkapazität werden. Die 
Datenbereitstellung dauert bei destatis derzeit Monate, und kleine Änderungen in der 
Programmierung führen wiederholt zu nochmals Monaten an Wartezeit. Eine zu hohe 
Kostenbelastung für solche Anfragen muss dennoch vermieden werden.  
 
Gern steht Ihnen der Unterzeichner mit den weiteren in dieser Beurteilung engagierten 
Experten für Nachfragen zur Verfügung.  
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Mit freundlichen Grüßen 
 
 

 
Prof. Dr. med. Th. Deitmer 
Generalsekretär 
 


